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2. unbefugt ein Siegel, das im Auftrag eines staatlichen Or­
gans angelegt wurde, bricht oder ablöst,

um einen erheblichen Nachteil zu verursachen, wird mit Frei­
heitsstrafe bis zu zwei Jahren oder mit Verurteilung auf Be­
währung, Geldstrafe oder mit öffentlichem Tadel bestraft 
oder von einem gesellschaftlichen Organ der Rechtspflege zur 
Verantwortung gezogen.
A n m e r k u n g  :

Gewahrsamsbruch ohne die genannten Folgen kann als Ord-* 
nungs Widrigkeit verfolgt werden.

§240
Urkundenfälschung

(1) Wer zur Täuschung im Rechtsverkehr eine unechte Ur­
kunde herstellt, eine echte Urkunde verfälscht oder von einer 
unechten oder verfälschten Urkunde Gebrauch macht, wird 
mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren oder mit Verurteilung 
auf Bewährung, Geldstrafe oder mit öffentlichem Tadel be­
straft.'

(2) Der Versuch ist strafbar.
(3) Eine echte Urkunde ist eine schriftliche oder in anderer 

Form aufgezeichnete Erklärung, die in Ausübung dienstlicher 
oder sonstiger beruflicher Befugnisse oder in Wahrnehmung 
persönlicher Rechte und Pflichten ausgestellt wurde und 
Rechte und Pflichten begründet, ändert, aufhebt oder die 
rechtserhebliche Tatsache beweist und ihren Aussteller er­
kennen läßt.

§241
Urkundenvernichtung

(1) Wer zur Täuschung im Rechtsverkehr eine Urkunde 
vernichtet, beschädigt, zurückhält oder beiseite schafft, wird 
mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren oder mit Verurteilung 
auf Bewährung, Geldstrafe oder mit öffentlichem Tadel 
bestraft.

(2) Der Versuch ist strafbar.

§242
Falschbeurkundung

(1) Wer zur Täuschung im Rechtsverkehr eine Urkunde 
eines Staats- oder Wirtschaftsorgans, einer gesellschaftlichen 
Institution, eines Notars oder einer gesellschaftlichen Orga­
nisation (öffentliche Urkunde) zum Beweis rechtserheblicher 
Tatsachen inhaltlich falsch herstellt, diese Herstellung bewirkt 
oder von einer solchen Urkunde mit falschem Inhalt Gebrauch 
macht, wird mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren oder mit 
Verurteilung auf Bewährung, Geldstrafe oder mit öffentlichem 
Tadel bestraft.

(2) Der Versuch ist strafbar.

§243
Nötigung zu einer Aussage

Wer als Richter, Staatsanwalt oder Mitarbeiter eines Unter­
suchungsorgans in einem Strafverfahren Zwangsmittel an­
wendet oder anwenden läßt, um Geständnisse oder Aussagen 
zu erpressen, wird mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren 
bestraft.

§ 244 
Rechtsbeugung

Wer wissentlich bei der Durchführung eines gerichtlichen 
Verfahrens oder eines Ermittlungsverfahrens als Richter, 
Staatsanwalt oder Mitarbeiter eines Untersuchungsorgans ge­
setzwidrig zugunsten oder zuungunsten eines Beteiligten ent­
scheidet, wird mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren bestraft.

4. A b s c h n i t t  
Straftaten unter Verletzung dienstlicher Pflichten

Geheimnisverrat
§245

(1) Wer entgegen einer ihm durch Gesetz, Arbeitsvertrag 
oder von einem Staats- oder Wirtschaftsorgan ausdrücklich 
auferlegten Pflicht geheimzuhaltende Dokumente oder Ge­
genstände für Unbefugte zugänglich aufbewahrt oder solche 
Dokumente oder Gegenstände abhanden kommen läßt oder in 
anderer Weise geheimzuhaltende Tatsachen offenbart, wird 
mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren oder mit Verurteilung 
auf Bewährung oder mit öffentlichem Tadel bestraft.

(2) Wer sich von einer Person, der durch Gesetz, Arbeits­
vertrag oder von einem Staats- und Wirtschaftsorgan eine Ge­
heimhaltungspflicht ausdrücklich auferlegt ist, durch unlau­
tere Methoden die Offenbarung geheimzuhaltender Tatsachen 
erschleicht und dadurch staatliche oder gesellschaftliche In­
teressen vorsätzlich gefährdet, wird mit Freiheitsstrafe bis zu 
zwei Jahren oder mit Verurteilung auf Bewährung oder mit 
Geldstrafe bestraft.

(3) Wer durch die Tat staatliche oder wirtschaftliche Inter­
essen oder die Sicherheit der Deutschen Demokratischen Re­
publik erheblich gefährdet, wird mit Freiheitsstrafe bis zu 
acht Jahren oder mit Verurteilung auf Bewährung bestraft.

(4) Der Versuch ist strafbar.

§246
Wer fahrlässig entgegen einer ihm durch Gesetz, Arbeits­

vertrag oder von einem Staats- oder Wirtschaftsorgan aus­
drücklich auferlegten Pflicht geheimzuhaltende Dokumente 
oder Gegenstände abhanden kommen läßt oder für Unbefugte 
zugänglich aufbewahrt oder geheimzuhaltende Tatsachen 
offenbart und dadurch staatliche oder wirtschaftliche Inter­
essen oder die Sicherheit der Deutschen Demokratischen Re­
publik erheblich gefährdet, wird mit Freiheitsstrafe bis zu 
zwei Jahren oder mit Verurteilung auf Bewährung, Geldstrafe 
oder mit öffentlichem Tadel bestraft.

Bestechung
§247

Wer in Ausübung staatlicher oder wirtschaftsleitender oder 
unter Mißbrauch ihm ausdrücklich übertragener Befugnisse 
für die pflichtwidrige Bevorzugung eines anderen oder für 
eine sonstige Verletzung seiner Dienstpflichten Geschenke 
oder andere Vorteile fordert, sich versprechen läßt oder an­
nimmt, wird mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder mit 
Verurteilung auf Bewährung, Geldstrafe oder mit öffentlichem 
Tadel bestraft.

§248
Wer Geschenke oder andere Vorteile anbietet, verspricht 

oder gewährt, um einen anderen zu einer Handlung nach 
§ 247 zu bestimmen, wird mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jah­
ren oder mit Verurteilung auf Bewährung, Geldstrafe oder 
mit öffentlichem Tadel bestraft.

5. A b s c h n i t t
Sonstige Straftaten gegen die allgemeine, 

staatliche und öffentliche Ordnung

§249
Gefährdung der öffentlichen Ordnung 

durch asoziales Verhalten
(1) Wer das gesellschaftliche Zusammenleben der Bürger 

oder die öffentliche Ordnung dadurch gefährdet, daß er sich


